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Baureglement der Einwohnergemeinde Muster (BR)

(Querformat)

3. TEIL

Musterlegenden Zonenplan und Hinweisplan

der Einwohnergemeinde Muster



Hinweis für Benutzerinnen und Benutzer

Das Musterbaureglement (MBR 2006) ist auf die Verhältnisse mittlerer, eher ländlich geprägter Gemeinden ausgerichtet.

Kleinere, ländliche Gemeinden werden darin Anregungen und Formulierungen für eine einfachere baurechtliche Grundordnung finden.

Regionalzentren und Agglomerationsgemeinden werden das MBR 2006 durch Bestimmungen ergänzen wollen, welche massgeschneidert ihrer erwünschten Raumentwicklung entsprechen.

Für Kernstädte und Sonderfälle (wie z.B. kleine Landstädte oder Tourismuszentren) ist das Musterbaureglement nicht geeignet.
	1. TEIL


	
	

	Der Weg zu einem neuen Baureglement


	
	

	Denkanstösse und Ziele


	
	

	Bei der Überprüfung der geltenden baurechtlichen Grundordnung ist zu fragen:

· Welche der angestrebten Ziele und Wirkungen wurden erreicht?

· Welche Vorschriften können besser ausgestaltet werden um eine bessere Wirkung zu erzielen?

· Auf welche Vorschriften, auf welche Beschränkungen kann verzichtet werden?


	
	Die geltende Grundordnung hinterfragen

	Bau- und planungsrechtliche Vorschriften dienen der Verwirklichung bestimmter Ziele, z.B. der Schaffung wohnlicher Quartiere, der Erhaltung eines historisch wertvollen Ortsteils oder dem Schutz von intakten Landschaftsräumen und ökologisch wertvollen Gebieten. Wer ein Baureglement schreiben will, muss sich über die Zielsetzung der Vorschriften im Klaren sein.

Es ist nicht Aufgabe der Planerin oder des Planers, die Zielsetzung des Baureglements zu bestimmen. Diese Aufgabe ist eine politische und steht dem Gemeinderat, allenfalls der von ihm eingesetzten Planungskommission zu. Das zuständige Organ hat im Rahmen des übergeordneten Rechts (Raumplanungsgesetz, Baugesetz, etc.), der kantonalen und regionalen Richtpläne die von der Gemeinde angestrebten Ziele – z.B. in einem Leitbild – festzulegen.

Aufgabe der Planerin oder des Planers ist es, diese Ziele soweit erforderlich zu konkretisieren und auf jeden Fall zu überprüfen hinsichtlich

· Realisierbarkeit: Faktisch nicht erreichbare oder unrealistische Ziele lassen sich nicht mit Vorschriften verwirklichen, z.B. 

· «Es sind architekturpreiswürdige Häuser zu bauen»

· «Wohnbauten mit einer oberirdischen Geschossflächenziffer von weniger als 0,5 sind in der Wohnzone W2 nicht gestattet».

· Vereinbarkeit mit dem übergeordneten Recht und mit den kantonalen und regionalen Richtplänen, z.B.

· «Verbot von Mobilfunkantennen auf dem ganzen Gemeindegebiet»

· «Ansiedlung eines Einkaufszentrums in einer Gemeinde, die weder als kantonaler noch als regionaler Entwicklungsschwerpunkt bezeichnet ist».

· Abdeckung im übergeordneten Recht:

· Ziele, die im übergeordneten Recht hinreichend abgedeckt sind, bedürfen keiner Regelung im kommunalen Baureglement.

· Das kantonale Recht bietet auch Ersatzordnungen an, von denen abgewichen werden kann. Erfordern die angestrebten Ziele oder Verhältnisse keine Abweichung, muss auf kommunaler Ebene ebenfalls keine Regelung vorgesehen werden, z.B.

· Die im Strassengesetz (SG) festgelegten Strassenabstände können bestimmten örtlichen Verhältnissen durchaus angemessen sein; eine Regelung, resp. eine Wiederholung z.B. von Art. 80 Abs. 1 SG auf Gemeindeebene erübrigt sich.

· Es besteht das Bedürfnis für grössere Kinderspielplätze als in der Bauverordnung vorgesehen; eine entsprechende Regelung muss in das Baureglement aufgenommen werden (Art. 42 Abs. 2 BauV).


	
	Ziele formulieren

	Die formulierten ortsplanerischen Ziele lassen sich durch Bau- und Planungsvorschriften nur über den Weg der Übertragung von Pflichten und Rechten verwirklichen. Zwei Möglichkeiten stehen zur Verfügung:

· Die Auferlegung von Verhaltenspflichten, z.B.

· «In der Wohnzone W2 dürfen Häuser nicht mehr als zwei Geschosse aufweisen».

· Der Erlass einer Kompetenz- und Auftragsnorm, z.B.

· «1 Innerhalb des Ortsbildschutzgebietes haben sich Bauten gut in das Ortsbild einzufügen.»

· «2 Die Ortsbildkommission legt die im Einzelfall erforderlichen Beschränkungen fest.»
Entwicklungsabsichten sind zweckmässigerweise auf Richtplanstufe zu regeln. Auch wenn die Gemeinden nicht verpflichtet sind Richtpläne zu erlassen, empfiehlt sich dieses Instrument insbesondere zur Steuerung der Entwicklung und zur Aufwertung von Landschafts- und Siedlungsräumen. 


	
	Ziele verwirklichen

	Inhalt, Struktur und Form von Vorschriften


	
	

	Bauvorschriften sind das Ergebnis einer Abstraktion konkreter gewünschter Zustände. Dabei gilt es eine allgemein gültige Aussage zu finden, z.B. «Bauten müssen sich in das Orts- und Landschaftsbild einfügen.»

Wichtig ist dabei, sich auf das Wesentliche zu beschränken und das Ortsbild nicht in allen Details regeln zu wollen, ansonsten für Bauende wie auch für die Baubewilligungsbehörden kein eigenverantwortlich, schöpferisch nutzbarer Spielraum mehr übrig bleibt.


	
	Inhalt

	Damit der Norminhalt in eine richtige sprachliche Form gegossen werden kann, muss die entsprechende Normstruktur gefunden werden.

Werden Pflichten auferlegt, bieten sich Verbote und Gebote an, z.B.

· «In der Wohnzone W2 sind Bauten mit mehr als zwei Geschossen nicht gestattet».

· «In der Wohnzone W2 sind zweigeschossige Bauten zu erstellen».

Die Gewährung von Rechten kann in Anspruchsnormen gekleidet werden, z.B.

· «Wer hochstämmige Obstgärten pflegt, hat Anspruch auf finanzielle Beihilfe im Umfang von CHF ... je Baum».

Sollen Befugnisse übertragen werden, stehen die Kompetenz-Auftragsnorm und die Zuständigkeitsregelung zur Verfügung, z.B.

· «Der Gemeinderat kann aus sachlichen Gründen ...».

· «Die Ortsbildkommission prüft, ob ...».


	
	Struktur

	Als Grundregel, die ausnahmsweise durchbrochen werden kann, gilt für die Formulierung von Vorschriften:

1. pro Artikel höchstens drei Absätze,

2. pro Absatz ein Satz,

3. pro Satz ein Gedanke.

Der Aufbau der Norm, so eine weitere Regel, muss den Erwartungen des Adressaten entsprechen. Zu Beginn steht das für ihn Wichtige, Wesentliche oder Grundsätzliche. Anschliessend folgen besondere Vorschriften und am Schluss finden sich die Vorbehalte oder Ausnahmen.


	
	Form

	Zum Musterbaureglement (MBR 2006)


	
	

	Leitgedanken zu Inhalt, Aufbau und Form


	
	

	Im MBR 2006 werden die vorstehend formulierten Denkanstösse beispielhaft umgesetzt. Als Ausgangspunkt sind Ziele und Konzepte ohne Bezug zu tatsächlichen örtlichen Verhältnissen unterstellt worden. Die Inhalte beschränken sich auf die in kleineren und mittleren, eher ländlich geprägten Gemeinden am häufigsten anzutreffenden Fragestellungen. Folgende Leitgedanken bestimmten den Inhalt:

· Vorschriften des übergeordneten Rechts werden grundsätzlich nicht wiederholt (z.B. Vorschriften über das Baubewilligungsverfahren).

· Regelungen im übergeordneten Recht, wie z.B. die Anforderungen an eine hinreichende Erschliessung sowie Strassen- und Waldabstandsvorschriften, gelten als den Verhältnissen angemessen. Eine eigenständige Regelung erübrigt sich deshalb. An geeigneter Stelle wird in der Kommentarspalte auf die einschlägigen Bestimmungen hingewiesen.

· Zuständigkeitsvorschriften werden in das Organisationsreglement der Gemeinde verwiesen.

· Aufnahme in das MBR 2006 haben folglich nur Inhalte gefunden,

· deren Regelung vom übergeordneten Recht vorgeschrieben ist,

· die von einem hinreichenden öffentlichen Interessen gedeckt sind,

· die nicht zweckmässigerweise in einem andern Erlass geregelt sind.

· Spielraum für Baubewilligungsbehörden und Bauende werden eröffnet durch

· die Beschränkung auf das Wesentliche,

· die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe,

· die Ermächtigung zur Ermessensbetätigung,

· Auftragsnormen.


	
	Inhalt

	Der Aufbau des MBR 2006 folgt der Reihenfolge der raumplanerischen Grundfragen: Wo darf was (Nutzung), in welchem Mass und wie (Baupolizeivorschriften), unter welchen Bedingungen (Gestaltungsvorschriften und Baubeschränkungen) gebaut werden. Begriffe und Messweisen inkl. grafischer Darstellung finden sich in den Anhängen A1 und A2.

Beim Aufbau wird weiter die Sicht «von innen nach aussen» angestrebt. D.h. den Regelungen betreffend das bebaute Gemeindegebiet folgen solche der eher ästhetisch motivierten Landschaftspflege vor jenen des eigentlichen Natur- und Landschaftsschutzes. Dabei ist zu beachten, dass diese Sichtweise nicht absolut gilt. So müssen beispielsweise Vorgaben des Natur- und Heimatschutzes auch im bebauten Gebiet beachtet werden. 


	
	Aufbau

	Mit der interkantonalen Vereinbarung sollen Begriffe und Messweisen schweizweit harmonisiert werden. Der Kanton Bern ist dem Konkordat über die Harmonisierung der Baubegriffe und Messweisen (Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe und Messweisen, IVHB) beigetreten (RRB 44 vom 12.03.2008). Das Konkordat trat am 26. November 2010 in Kraft. Die IVHB gab den beigetretenen Kantonen bis Ende 2012 Zeit, die Konkordatsbestimmungen ins kantonale Recht überzuführen. Mit der «Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen (BMBV)», welche am 1. August 2011 in Kraft trat, kam der Kanton Bern diesen Vorgaben der IVHB nach. Den Gemeinden wird eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2020 eingeräumt, ihre Bestimmungen zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen.

Die BMBV beinhaltet die notwendigen Begriffsbestimmungen sowie die Regelungen zur Messweise von Gebäudedimensionen und Abständen. Sie stellt den Gemeinden zudem mehrere Möglichkeiten zur Auswahl, eine Nutzungsziffer festzulegen, welche die bisherige Ausnützungsziffer ersetzt. Es steht den Gemeinden frei, sich für eine der Nutzungsziffern zu entscheiden, eine Kombination von Nutzungsziffern vorzusehen oder auf die Festlegung einer Nutzungsziffer zu verzichten. Im Übrigen können die Gemeinden die baupolizeilichen Masse in ihren Baureglementen weiterhin selbständig festlegen.

Wählt eine Gemeinde die Geschossflächenziffer (GFZ) als Nutzungsmass wird ihr empfohlen, diese in eine oberirdische GFZ (GFZo) und eine unterirdische GFZ (GFZu) aufzuteilen. Dabei können die unterirdischen Geschossflächen nur als Nebennutzflächen und zur Parkierung genutzt werden. Die im MBR enthaltene GFZu von 0.5 ist ein Vorschlag und kann auch höher festgelegt werden.

	
	Messweisen

	Das MBR 2006 ist dreispaltig gegliedert:

· Marginalie

· Artikel (normativer Inhalt, durch das für den Erlass der baurechtlichen Grundordnung zuständige Organ zu beschliessen)

· Hinweis und Kommentarspalte (erklärender Inhalt des Gemeinderats).

Für die Nummerierung der Artikel ist ein Dezimalsystem gewählt worden. Gegenüber der herkömmlichen, durchgehenden Nummerierung bietet dieses System Vorteile (z.B. einfachere Strukturierung, einfacheres Einfügen neuer Vorschriften). Ohne weiteres kann auf die herkömmliche Nummerierung zurückgegriffen werden.

Mit Hinweisen wird auf Verknüpfungen mit anderen Vorschriften, auf weitere Vorschriften mit ähnlichem Inhalt sowie auf Weisungen, Merkblätter oder Fachinstanzen aufmerksam gemacht.

Kommentare tragen zum Verständnis einzelner Begriffe oder Vorschriften bei und liefern unvollständige Aufzählungen von Kriterien und Beispielen.


	
	Form

	Das MBR 2006 bedient sich verschiedener Hervorhebungen:

· Grau hinterlegte Artikel betreffen Problemstellungen, die in den allermeisten Gemeinden auftreten. Sie grenzen den durchschnittlichen Kerngehalt resp. den Mindestumfang eines Baureglements ab. Entsprechend den örtlichen Verhältnissen und Fragestellungen ist zu prüfen, ob er erweitert werden muss oder reduziert werden kann.
· Artikel auf weissem Hintergrund betreffen Problemstellungen, die nicht überall vorkommen.

· In Normalschrift werden weit verbreitete, gebräuchliche Formulierungen vorgeschlagen und/oder solche, die unabhängig von den örtlichen Verhältnissen anwendbar sind.

· In Kursivschrift gehalten sind Einfügungen oder Formulierungsvorschläge, wie z.B. Masse oder Ortsnamen, die beispielhaft sind und entsprechend den örtlichen Verhältnissen den angestrebten Zielen oder Bedürfnissen anzupassen sind.


	
	Darstellung

	Bemerkungen zu einzelnen Kapiteln bzw. Artikeln des MBR 2006


	
	

	Die Ausgestaltung von Zonenplan und Baureglement ist von der Absicht geleitet, die Nutzung des Gemeindegebiets – Waldgebiete und Gewässerflächen ausgenommen – lückenlos zu erfassen und soweit nötig zu regeln. Im Zonenplan wird unterschieden zwischen den im Planerlassverfahren zu beschliessenden verbindlichen Inhalten (Bauzonen, Schutzgebieten und Schutzobjekten, Waldfeststellung, etc.) und jenen mit Hinweischarakter (Gewässer, Wald, Verkehrsflächen, ... etc.).


	
	Ziff. 2

Nutzungszonen

	Aufbau und Darstellung entsprechen dem herkömmlichen Muster: Art der Nutzung, Mass der Nutzung und die übrigen baupolizeilichen Vorschriften werden zonenweise festgelegt. Die zulässigen Masse für Kleinbauten, Anbauten, einzelne Gebäudeteile und Geschosse sind in Art. 212 Abs. 2 BR aufgelistet.

Baupolizeiliche Vorschriften dienen in erster Linie der räumlichen Strukturbildung, der Siedlungsgestaltung, in zweiter Linie den nachbarlichen, wohnhygienischen, feuerpolizeilichen, etc. Interessen. In jedem Fall gilt es zu überlegen, wie dicht die baupolizeilichen Vorschriften ausgestaltet werden sollen. Währenddem in einer Einfamilienhauszone Bauabstände und Gebäudemasse eine ausreichende Regelung abgeben können, ist in einer dreigeschossigen Wohnzone die Festlegung eines Nutzungsmasses empfehlenswert.

Insbesondere die Bauabstände beeinflussen die Siedlungsgestaltung. Sie dienen unterschiedlichen Zwecken: Nachbarschutz, Freihaltung von Sichtbereichen, Gewährleistung des gesetzlich vorgesehenen Gewässerraums, Immissionsschutz etc. Erscheinen generelle, gebietsweise durchaus differenzierte Abstandsregeln als nicht zweckmässig, kann nur mittels Baulinien in Überbauungsordnungen eine massgeschneiderte Lösung gefunden werden.

Neben den Grenz- und Gebäudeabständen sind zu beachten:

· Bauabstände von öffentlichen Strassen, Fuss- und Radwegen: Eine Bestimmung im Baureglement ist nur angezeigt, falls von Art. 80 Abs. 1 SG abgewichen, bzw. aus Gründen der Siedlungsgestaltung an die Strassenabstandslinie gebaut werden soll.

· Bauabstände von Gewässern: Massgebend sind einerseits der Hochwasserschutz, andererseits die Erhaltung der Biodiversität der Gewässer (vgl. AGR, AHOP Raumbedarf Fliessgewässer, Januar 2004, rev. voraussichtlich 2013).

· Bauabstand vom Wald: Es gelten die Vorschriften der Waldgesetzgebung, insbes. Art. 17 WaG; Art. 25 KWaG; Art. 34 Abs. 1 Bst. e KWaV.

· Gegenüber Zonengrenzen sind zweckmässigerweise die gleichen Bauabstände festzulegen wie gegenüber nachbarlichem Grund; dies umso mehr, als i.d.R. Zonengrenzen und Parzellengrenzen zusammenfallen.

· Eine besondere Abstandsregelung gegenüber Bauzonen gilt für Tierhaltungs- und intensive Zucht- und Mastbetriebe in der Landwirtschaftszone (vgl. Art. 3 ff. LRV, Anhang Ziff. 512 LRV).
Auf Regelungen zu Erstwohnungsanteilen und hotelmässig bewirtschafteten Zweitwohnungen wird hier verzichtet. Dazu steht die ausführliche Arbeitshilfe «Umfang mit Zweitwohnungen» zur Verfügung.


	
	Ziff. 21

Wohn-, Misch- und Arbeitszonen

	Viele öffentliche Nutzungen sind in gemischten Wohn- und Arbeitszonen konform (z.B. Verwaltungsgebäude, Werkhof, Feuerwehrmagazin, etc.). Zonen für öffentliche Nutzungen bedarf es deshalb nur, falls eine besondere Nutzung festgelegt werden soll (z.B. Kirche, Sportanlagen) oder die vorgesehenen Bauten von den zonengemässen baupolizeilichen Vorschriften abweichen (Schule, Turnhalle). Eine Zone für öffentliche Nutzungen muss immer dann ausgeschieden werden, wenn die Enteignung eingefordert werden muss. Nur die Zone für öffentliche Nutzungen verleiht das Enteignungsrecht (Art. 128 BauG).


	
	Ziff. 22

Zonen für öffentliche Nutzungen sowie für Sport und Freizeitanlagen

	Der kommunale Zonenplan umfasst grundsätzlich das gesamte Gemeindegebiet, nicht bloss die Siedlung (vgl. dazu kant. Richtplan die Massnahmenblätter zur Landschaftsplanung E_08, E_09 und E_10 sowie die Arbeitshilfe «Landschaftsplanung»). Die Landwirtschaftszone bedarf auf Stufe Gemeinde normalerweise keiner Regelung. Art und Mass der zulässigen baulichen Nutzung sind vom eidgenössischen und kantonalen Recht einlässlich geregelt (Art. 16a Abs. 1 und 2 RPG, Art. 34 ff. und Art. 39 ff. RPV; Art. 80 ff. BauG). Werden keine besonderen Ziele verfolgt (z.B. Landschaftsschutz) und müssen keine besonderen Anforderungen erfüllt werden (z.B. bezüglich Dimensionierung der Bauten), braucht es weder spezifische Vorschriften noch besondere Zonen. Reb- und Gartenbau sind in der Landwirtschaftszone zonenkonform. Das MBR verzichtet in der Landwirtschaftszone auf Bauvorschriften. Die zonenkonformen Bauvorhaben decken je nach Betriebsgrösse und -art unterschiedliche, sich ständig wandelnde Bedürfnisse ab und lassen sich deshalb nicht in genereller Weise zweckmässig regeln. Art. 16a RPG und Art. 34 ff. RPV sowie die darauf gestützte Praxis ermöglichen eine bedürfnisgerechte und massvolle Dimensionierung zonenkonformer Bauvorhaben. Zu beachten bleibt, dass sich alle Bauten und Anlagen in ihre Umgebung einpassen müssen (Art. 3 RPG, Art. 9, 10, 14 und 80 BauG).

Regelungsbedarf auf kommunaler Stufe besteht hingegen bezüglich Zonen für die Intensivlandwirtschaft (Art. 16a Abs. 3 RPG),Weilerzonen (Art. 33 RPV) sowie der Festlegung von kommunalen Landschaftsschon- bzw.-schutzgebieten und –objekten (Art. 17 RPG; Art. 86 BauG):
· Intensivlandwirtschaftszonen: Die Anforderungen an die Ausscheidung von Zonen für die Intensivlandwirtschaft (Tierhaltung, Gemüse- oder Gartenbau) legen Art. 80a ff. BauG fest (ausführlich: AGR, AHOP «Intensivlandwirtschaftszonen», Dezember 2001).

· Weilerzonen: Bestehende Bauvolumen können umgenutzt und geringfügig erweitert werden. Darüber hinausgehende nichtlandwirtschaftliche Bauvorhaben werden nach Art. 24 ff. und 39 ff. RPV, landwirtschaftliche nach Art. 16a RPG und 34 ff. RPV beurteilt. Die Kriterien für die Ausscheidung von Weilerzonen legt der kantonale Richtplan Massnahmenblatt A_03 fest (ausführlich: AGR, AHOP «Weilerzonen», April 2006).

· Kommunale Schutzgebiete drängen sich insbesondere in BLN – Gebieten sowie zum Schutz weiterer landschaftlich bedeutsamer oder ökologisch wertvoller Räume auf.

· Abbau- und Deponiezonen: Hier sind zusätzlich die Vorgaben bezüglich Umweltverträglichkeit zu berücksichtigen (UVPV Anhang Ziff. 40.4 und 40.5). 


	
	Ziff. 24

Nutzungen im Nichtbaugebiet

	Bestehende, von den Stimmberechtigten oder vom Parlament erlassene Überbauungspläne mit Sonderbauvorschriften oder Überbauungsordnungen (UeO) sind zu überprüfen. Insbesondere ist zu klären, ob die Sonderbauvorschriften nicht ganz oder teilweise aufgehoben und die Überbauung ganz oder teilweise der baurechtlichen Grundordnung unterstellt werden kann. Soweit möglich sind Bauvorschriften auf Gemeindeebene zu vereinheitlichen. Auf alle Fälle sollten die Nutzungsbestimmungen und die Definitionen und Messweisen abgeglichen werden.


	
	Ziff. 3

Besondere baurechtliche Ordnungen

	Die Vorschriften bestehender Zonen mit Planungspflicht (ZPP) müssen auch nach Erlass der entsprechenden UeO beibehalten werden. Nur so bleibt gewährleistet, dass der Gemeinderat von der ihm mit der ZPP eingeräumten Regelungskompetenz weiterhin Gebrauch machen kann. Das ist insbesondere bei einer allfälligen Anpassung der Überbauungsordnung von Bedeutung. Zu prüfen ist in allen Fällen, ob Dichte und Detaillierungsgrad der Rahmenbedingungen nach wie vor zweckmässig sind.

Neue Zonen mit Planungspflicht sind nur dort auszuscheiden, wo die Voraussetzungen von Art. 73 Abs. 2 BauG tatsächlich erfüllt sind, d.h. wenn eine den örtlichen Gegebenheiten entsprechende Überbauung gestützt auf die baurechtliche Grundordnung nicht möglich ist. Vage Planungsabsichten oder unklare Erschliessungsverhältnisse rechtfertigen keine ZPP.


	
	Ziff. 31

Zonen mit Planungspflicht (ZPP)

	Mit den Bestimmungen zur Bau- und Aussenraumgestaltung wird das Ziel verfolgt, schlechte und beeinträchtigende Gestaltung zu verhindern, ohne gleichzeitig auch den Spielraum für gute, zeitgemässe und innovative Bau- und Aussenraumgestaltung einzuschränken. Die Zielsetzung erfolgt in drei Stufen:

· Gestaltungsgrundsatz

· Gestaltungsbestimmungen

· Gestaltungsspielraum

Der Gestaltungsgrundsatz, wonach «Bauten und Anlagen so zu gestalten sind, dass mit ihrer Umgebung eine gute Gesamtwirkung entsteht» (Art. 411 Abs. 1 BR) zwingt sowohl die Gestaltenden als auch die Baubewilligungsbehörden, die Qualität im Zusammenhang mit den Nachbarbauten sowie mit dem Orts- und Landschaftsbild zu beurteilen. Dabei helfen Kriterien, «die gute Gesamtwirkung» detailliert zu beurteilen (Art. 411 Abs. 2 BR). Diese können erweitert und/oder in der Kommentarspalte beispielhaft erklärt werden.

Die Bestimmungen zur Bauweise, Stellung der Bauten (Art. 412 BR), Fassadengestaltung (Art. 413 BR), Dachgestaltung (Art. 414 BR), Aussenraumgestaltung (Art. 415 BR), sowie Reklamen und Plakatierung (Art. 416 BR) legen Grundsätze fest, deren Einhaltung zumindest sicherstellen soll, dass die «ortsüblichen» (im weitgehend unüberbauten Gebiet) oder die «vorherrschenden» (im weitgehend überbauten Gebiet) Merkmale, welche die «Gestalt-Qualität» der Umgebung prägen, Beachtung finden. Selbstverständlich können diese generellen Gestaltungsbestimmungen durch präzisere ergänzt oder ersetzt werden, allerdings unter der Gefahr, dass zeitgemässe und innovative Gestaltungslösungen verhindert und die Gestaltungsspielräume weiter eingeschränkt werden.

Mit einem Artikel zum Gestaltungsspielraum (Art. 417 BR) wird dieser so weit geöffnet, dass ein Anreiz zur Auseinandersetzung mit qualitativ hoch stehenden, zeitgemässen, innovativen und von der ortsüblichen oder vorherrschenden Bauweise abweichenden Gestaltungslösungen entsteht. Zur verantwortungsvollen Nutzung dieses Gestaltungsspielraumes wiederum, sind Elemente der Qualitätssicherung unerlässlich (vgl. Ziff. 42 hiernach).
	
	Ziff. 41

Bau- und Aussenraum-gestaltung

	Wo und wann immer sich Ermessensfragen zur Qualität der Bau- und Aussenraumgestaltung stellen, sind unabhängige Fachleute zur Beratung oder Verfahren zur Qualitätssicherung hilfreich und notwendig. Dies gilt insbesondere falls

· wie oben beschrieben von den Bestimmungen zur Bau- und Aussenraumgestaltung abgewichen werden soll (Art. 412–417 BR);

· der Umbau, die Erweiterung oder der Ersatz von erhaltenswerten Gebäuden ausserhalb von Ortsbildschutz- und Strukturerhaltungsgebieten oder Baugruppen betroffen ist, welche nicht von der kantonalen Denkmalpflege (KDP) beurteilt werden (Art. 511, 512 und 521 BR);

· von der Gestaltungsfreiheit gemäss Art. 75 BauG Gebrauch gemacht werden soll;

· in einer Zone mit Planungspflicht (ZPP) ein Bauvorhaben vor Erlass der erforderlichen Überbauungsordnung (Art. 93 Abs. 1 Bst. a BauG) bewilligt werden soll.

Für die Sicherstellung einer unabhängigen fachlichen Beratung (Art. 421 BR) gibt es im Wesentlichen die folgenden 3 Möglichkeiten:

· Die Behörden legen Bauvoranfragen und -gesuche zur Beurteilung und Beratung denjenigen Fachleuten vor, welche die Gemeinde oder die Bauenden üblicherweise in Bau- und Planungsfragen beraten, also z.B. dem oder der Bauberater/-in des Berner Heimatschutzes und dem/der Ortsplaner/-in, sofern der oder diese in Gestaltungsfragen ausgewiesen ist.

· Die Gemeinde ernennt wenige unabhängige und in Gestaltungsfragen ausgewiesene Fachleute, welche zur Beurteilung der Voranfragen und Gesuche sowie zur Beratung der Bauwilligen und Behörden nach Bedarf zur Verfügung stehen. Ein solcher «Fachleute-Pool» oder «Fachausschuss» kann auch gemeindeübergreifend oder teilregional bereitgestellt werden.

· Die Baukommission wird durch unabhängige (in der Regel auswärtige) und in Gestaltungsfragen ausgewiesene Fachleute ohne Stimmrecht ergänzt. 

Qualifizierte Verfahren (Art. 422 BR) – Ideen- oder Projektwettbewerbe, Studienaufträge an mehrere Architekturbüros oder so genannte Workshop- oder Gutachterverfahren – sind u.a. angezeigt, falls

· mehrere Lösungsansätze erarbeitet und miteinander verglichen werden sollen;

· grössere Bauvorhaben mit einer erheblichen öffentlichen Wirkung zur Diskussion stehen;

· entsprechende Erfordernisse des öffentlichen Beschaffungswesens erfüllt werden müssen.


	
	Ziff. 42
Qualitätssicherung

	Ökologischer Ausgleich im Siedlungsgebiet: Gemäss Art. 18b Abs. 2 NHG und Art. 21 Abs. 3 NSchG ist auch innerhalb der Siedlungen für ökologischen Ausgleich zu sorgen. Das bedeutet, dass auch im Siedlungsgebiet natürliche Lebensgrundlagen für wild wachsende Pflanzen und frei lebende Tiere zu schaffen sind und der Austausch zwischen Biotopen durch Vernetzung zu fördern ist. Dazu bieten sich im Baugebiet Böschungen, Raine, hochstämmige Obstgärten, Bachufer, Hecken etc. an. 

Energie: Es ist im Interesse des Kantons Bern, dass die Nutzung erneuerbarer Energien und die effiziente Energienutzung mit einer guten Abstimmung von Raumentwicklung und Energieversorgung gefördert werden. Mit dem revidierten kantonalen Energiegesetz (Art. 10 Abs. 2 KEnG) werden die grösseren Gemeinden verpflichtet, innerhalb von 10 Jahren ab Inkrafttreten des neuen Gesetzes (1. Januar 2012) einen kommunalen Richtplan Energie zu erstellen. Für die anderen Gemeinden ist dieses Instrument freiwillig. Im Kantonalen Richtplan sind die 34 energierelevanten Gemeinden bezeichnet (Massnahmenblatt C_08). Der Erarbeitung des kommunalen Richtplanes Energie dient die AHOP «Kommunaler Richtplan Energie», herausgegeben vom Amt für Umweltkoordination und Energie AUE und vom AGR.

Das revidierte Energiegesetz ermächtigt die Gemeinden, für das ganze Gemeindegebiet oder für Teile davon Anforderungen an die Energienutzung festzulegen:

· für Heizung und Warmwasseraufbereitung einen bestimmten erneuerbaren Energieträger (Art. 13 Abs. 1 Bst. a KEnG),

· den Anschluss an ein Fernwärmenetz oder an ein Fernkälteverteilnetz (Art. 13 Abs. 1 Bst. a KEnG),

· Reduktion des zulässigen Wärmebedarfs mit nicht erneuerbaren Energien unter die gesetzlich zulässigen 80 % (Art. 13 Abs. 1 Bst. b KEnG),

· Nutzungsbonus (Art. 14 KEnG) von bis zu 10%, wenn die im Gesetz und in der KEnV festgelegten Minimalanforderungen wesentlich erhöht sind, wobei die Massstäblichkeit der Bebauung und die Qualität der Aussenräume nicht beeinträchtigt werden darf,

· in Gesamtüberbauungen und Neubaugebieten gemeinsame Heizanlagen,

· baurechtliche Gestaltungsvorschriften, welche eine effiziente Energienutzung im Gebäude und die aktive oder passive Nutzung der Sonnenenergie nicht unnötig behindern (Art. 17 KEnG).


	
	Ziff. 43

Nachhaltiges Bauen und Nutzen

	Es ist Aufgabe der Gemeinden, auf der Grundlage des Inventars der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) und des kantonalen Inventars der Baudenkmäler (Bauinventar) die Siedlungen und Siedlungsteile von besonderer Schönheit, Eigenart, geschichtlichem oder kulturellem Wert zu bezeichnen und die dem Schutzzweck dienenden Bau- und Nutzungsbeschränkungen zu erlassen (Art. 64a und 86 BauG).


	
	Ziff. 51

Ortsbildpflege

	Historische Verkehrswege IVS sind Weg- oder Strassenverbindungen aus früheren Zeiten, die aufgrund ihres traditionellen Erscheinungsbilds im Gelände erkennbar oder durch ältere Dokumente nachweisbar sind. Sie werden von ihrer Bedeutung her unterschieden in nationale, regionale und lokale historische Verkehrswege. Jede dieser drei Kategorien wird wiederum unterteilt in solche mit viel Substanz, mit Substanz oder mit historischem Verlauf. Die historischen Verkehrswege mit Substanz und mit viel Substanz sind in der Ortsplanung zu berücksichtigen. Sie sind mindestens als Hinweis in eines der kommunalen Planungsinstrumente aufzunehmen. Dies kann entsprechend den im kantonalen Sachplan des Wanderroutennetzes bezeichneten Fuss- und Wanderwege im Hinweisplan erfolgen. Es wird empfohlen, die nationalen historischen Verkehrswege mit viel Substanz und mit Substanz nach Art. 3 Abs. 4 der Verordnung über das Bundesinventar der historischen Verkehrswege vom 14. April 2010 (VIVS; SR 451.13) in einen Nutzungsplan verbindlich aufzunehmen, deshalb erscheint der Musterartikel zu den IVS im Reglement und in der Beilage 1.


	
	Ziff. 52
Pflege der Kulturlandschaft

	Was die Bezeichnung der schützens- und erhaltenswerten Baudenkmäler (Art. 10a BauG) betrifft, stehen den Gemeinden gemäss Art. 64a BauG zwei Möglichkeiten offen:

· Inventarlösung: Die Baudenkmäler werden lediglich als Hinweis in den Zonenplan oder in einen besonderen Hinweisplan aufgenommen. Die Überprüfung der Denkmalwürdigkeit erfolgt im Baubewilligungsverfahren (Art. 13c Abs. 2 BauV).

· Nutzungsplanlösung: Das Inventar der Baudenkmäler bildet die Grundlage für die grundeigentümerverbindliche Bezeichnung der Baudenkmäler im Nutzungsplan. 

Das kantonale Recht regelt den Umgang mit den Baudenkmälern (Art. 10b Abs. 2 BauG). Handlungsbedarf für die Gemeinden besteht hinsichtlich

· der Abgrenzung der Umgebung der Baudenkmäler (Ortsbildschutzperimeter, Übergangsbereiche, etc.)

· des Umgangs mit den nicht inventarisierten Bauten und der Überbauung von unüberbauten Grundstücken in der Umgebung von Baudenkmälern. 

Auch diesbezüglich ist der frühzeitige Einbezug der kantonalen Denkmalpflege (KDP) in die Planungsarbeiten unerlässlich.


	
	Art. 521
Baudenkmäler

	Es ist Aufgabe der Gemeinden, die lokalen Schutzgebiete zu bezeichnen. Zu schützen sind insbesondere Landschaften von besonderer Schönheit und von ökologischer Bedeutung, wie See-, Fluss- und Bachufer, Baumbestände und Hecken, Waldränder, Feuchtgebiete (Art. 10 und 86 Abs. 1 BauG). Die Gemeinden legen die dem Schutzzweck dienenden Bau- und Nutzungsbeschränkungen fest (Art. 86 Abs. 2 BauG).

Schutzwürdige Gebiete und Objekte von nationaler und regionaler Bedeutung stehen grundsätzlich unter dem Schutz des Kantons. Grundlage für die Unterschutzstellung liefern Inventare von Bund und Kanton (auf Bundesebene z.B. Inventar der Hoch- und Flachmoore, Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler, etc.; auf Kantonsebene z.B. die Inventare der Feuchtgebiete und Trockenstandorte (vgl. www.be.ch/natur --> «Prioritätensetzung und Entscheidfindung im Naturschutz»).

Vorbehalten bleibt die Planung von Moorlandschaften von besonderer Schönheit und nationaler Bedeutung. Die Umsetzung obliegt gestützt auf den «kantonalen Sachplan Moorlandschaften» den Gemeinden.

Bei der Festlegung von Schutzmassnahmen ist zu beachten, dass

· verschiedene Objekte gesetzlich geschützt sind (alle Hecken und Feldgehölze (Art. 27 NSchG), die Ufervegetation (Art. 21 NHG);

· verschiedene Objekte und Gebiete Gegenstand kantonaler Naturschutzgebiete sind (ausführlich: www.be.ch/natur --> Naturschutzgebiete & Naturschutzobjekte --> GIS-Daten);

· verschiedene Objekte und Gebiete vertraglich über Bewirtschaftungsverträge geschützt sind (z.B. Trockenstandorte und Feuchtgebiete (Art. 22 ff. NSchG));

· im Rahmen von Meliorationen Naturschutzgebiete und -objekte mit Auflagen für die Grundeigentümer neu zugeteilt worden sind;

· es den Gemeinden auch möglich ist, den Schutz von Gebieten und Objekten mittels Vereinbarungen sicherzustellen (Art. 16 Abs. 2 Bst. c NSchG);

· Art. 10 BauG in Verbindung mit den erwähnten Inventaren zwar ausreichende Bau- und Nutzungsbeschränkungen im Baubewilligungsverfahren ermöglicht, dass der Schutz aber nur dann auf das Baubewilligungsverfahren verschoben werden darf, wenn die im Zonenplan festgelegte Nutzung die Berücksichtigung des Schutzanspruchs im Baubewilligungsverfahren überhaupt noch zulässt. Ist dies nicht der Fall, muss der Konflikt gestützt auf die umfassende Interessenabwägung zwingend bereits im Planerlassverfahren gelöst werden.

Bei der Erarbeitung der Ortsplanung sind Behörden und Planer verpflichtet abzuklären, mit welchen Instrumenten der erforderliche Schutz im Einzelfall sichergestellt werden kann, bzw. muss. Während sich die Bezeichnung von Schutzobjekten im Zonenplan (allgemein-, grundeigentümerverbindlicher Schutz) vor allem in Gebieten mit hohem Nutzungsdruck (Siedlung, Tourismus, Landwirtschaft) aufdrängt, bieten demgegenüber in wenig bis kaum genutzten Gebieten Verträge oft genügend Schutz. Zweckmässigerweise werden sowohl das kantonale Abteilung Naturförderung ANF als auch die betroffenen Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer und die Bewirtschaftenden in jedem Fall frühzeitig in den Planungsprozess einbezogen und eingebunden.

Vielerorts und so auch im MBR 2006 wird nach Schutzzwecken unterschieden:

· Landschaftsschongebiete (primär ästhetischer Schutz): Im Vordergrund steht die Erhaltung, bzw. Aufwertung der Kulturlandschaft (Reblandwirtschaft, Waldweiden, etc.) oder 
· Landschaftsschutzgebiete: Im Vordergrund stehen die Erhaltung, resp. Aufwertung bisher natürlicher Landschaftsräume, Lebensräume für Tiere und Pflanzen und damit der Artenschutz. Neben dem Verbot oder der Beschränkung baulicher Massnahmen, können auch Nutzungs- und Benutzungsbeschränkungen erforderlich sein (Düngeverbot, Verbot des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln, Betretungsverbot, etc.). Solche Beschränkungen sind bekannt zu machen und es muss deshalb an Ort und Stelle mit geeigneten Mitteln auf sie hingewiesen werden.

Mit Bau- und Nutzungsvorschriften werden das Bauen und die Nutzungen von Grundstücken ganz oder teilweise verboten, bzw. eingeschränkt. Die Grundeigentümer werden angehalten, einen bestimmten Zustand zu dulden und alles zu unterlassen, was den bestehenden Zustand nachteilig verändern könnte. Bestimmte Tätigkeiten sind bewilligungspflichtig, z.B. das Ausreuten einer Hecke (Art. 27 NSchG). Schutzvorschriften werden oft verbunden mit einer Unterhaltspflicht von Bäumen, Hecken, etc. Probleme bereitet die Durchsetzung solcher Pflichten. Kann keine vertragliche Lösung erzielt werden, bleibt nur die Enteignung als Mittel zur Durchsetzung (Art. 128 Abs. 1 Bst. b und d BauG; Art. 18c NHG).


	
	Ziff. 53

Schutz der naturnahen Landschaft

	Zuständigkeitsordnung


	
	

	Die Zuständigkeiten von Kommissionen, Bauverwaltung, Gemeinderat und Parlament werden zweckmässigerweise nur in einem Reglement, und zwar im Organisationsreglement (OgR), geregelt. So lassen sich Widersprüche vermeiden. Den einzelnen Stellen (Kommissionen, Bauverwalter, beauftragte Dritte) sind ihre Kompetenzen (d.h. Rechte und Pflichten) klar zuzuweisen. Mittels «subsidiärer Generalkompetenz» werden üblicherweise dem Gemeinderat alle Befugnisse übertragen, für die nicht gestützt auf übergeordnetes Recht oder Gemeindereglement ein anderes Organ zuständig ist (Art. 66 BauG, Art. 25 Gemeindegesetz GG).


	
	

	Zu den Anhängen A1 und A2 mit den Definitionen und 
Messweisen


	
	

	Da die Begriffe und Messweisen seit dem 1. August 2011 fast gänzlich in der Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen (BMBV) festgelegt sind, verbleiben nur noch wenige Regelungen im Anhang A1. Der besseren Übersicht und Lesbarkeit halber werden im Anhang A2 die Skizzen zu den Begriffen und Messweisen gemäss BMBV abgebildet.


	
	

	Darstellung Zonenplan und Hinweis-/Inventarplan


	
	

	Die zweckmässige Festlegung von Nutzungs- und Schutzvorschriften hat gestützt auf die umfassende Interessenabwägung zu erfolgen (Art. 1 bis 3 RPG i.V.m. Art. 3 RPV). Mit dem kantonalen Richtplan (Massnahmenblatt E 08) werden die Gemeinden deshalb verpflichtet, als Grundlage für die Nutzungsplanung einen Inventarplan zu erstellen. Darin sind alle vorhandenen bedeutenden Gebiete und Objekte einzutragen und zwar sowohl die durch Bundes oder kantonales Rechts bereits geschützten als auch die aus lokaler Sicht schützenswerten. Dieser Plan dient im Planungsprozess als Grundlage für die Interessenabwägung. Je nach Schutzstatus und Ergebnis der Interessenabwägung werden die verschiedenen Inhalte in der kommunalen Nutzungsplanung umgesetzt. Durch übergeordnetes Recht grundeigentümerverbindlich geschützte Gebiete/Objekte benötigen in aller Regel keine spezifischen kommunalen Festlegungen. Demgegenüber sind die kommunalen Gebiete und Objekte mittels Eintrag im Zonen-, bzw. Schutzzonenplan und zugehörigen Vorschriften im GBR adäquat zu schützen. Übergeordnet geschützte Objekte werden entweder als Hinweise in den Zonenplan übertragen (ev. in einen separaten Hinweisplan) oder aber direkt in der Legende des Inventarplans als Hinweis bezeichnet. Einzelheiten können der Arbeitshilfe Landschaftsplanung entnommen werden. 

Der Zonenplan umfasst heute in der Regel nur das eigentliche Baugebiet und wird üblicherweise ergänzt durch einen Schutzzonenplan, welcher – in einem grösseren Massstab – das gesamte Gemeindegebiet mit seinen Schutzgebieten und –objekten darstellt.

Mit dem MBR 2006 wird eine Aufteilung der Pläne nach Inhalten vorgeschlagen:

· Inhalt Zonenplan: Die in der Legende aufgeführten Inhalte werden durch das kommunal zuständige Organ beschlossen. Sie sind allgemein-, d.h. grundeigentümerverbindlich.

· Inhalt Hinweisplan: Die als Hinweis aufgeführten Inhalte werden in andern (i.d.R. übergeordneten) Verfahren geregelt. Sie sind als Grundlage für das Bauen, Erhalten und Gestalten ebenfalls zu beachten.

· Inhalt Inventarplan: Der Inventarplan gibt als Arbeitsgrundlage Auskunft über alle Gebiete und Objekte, die durch übergeordnetes Recht, bzw. aufgrund übergeordneter Plangrundlagen entweder unmittelbar geschützt oder als schutzwürdig bezeichnet sind sowie über Gebiete und Objekte die aus lokaler Sicht eines speziellen Schutzes bedürfen.


	
	

	Im Zonenplan sind die einzelnen Grundnutzungszonen in Form von farbigen Flächen dargestellt. Die Sondernutzungszonen (Überbauungsordnungen UeO und Zonen mit Planungspflicht ZPP) sind weiss mit schwarzer Umrandung darzustellen (schwarze gestrichelte Umrandung für die ZPP, schwarze durchgehende Linie für die ÜO). Anstelle der weissen Fläche kann eine Farbe gewählt werden, die keiner Grundnutzungsart entspricht. Die Nutzungszonen werden überlagert durch Gebiete und Objekte der Ortsbild- und Landschaftspflege, d.h. mit Bau- und Nutzungsbeschränkungen.
Die Überlagerung von Nutzungsinhalten und Baubeschränkungen in demselben Plan dient dem unmittelbaren Verständnis der qualitativen Anforderungen an ein Baugebiet. Beispielsweise entspricht die Überlagerung einer Mischzone MB2 für Wohnen, Verkauf und Dienstleistungen mit einem Ortsbildschutzgebiet der traditionellen Kernzone, deren Zonenvorschrift sowohl die Nutzung als auch die Baubeschränkung und die Gestaltung geregelt hat. Neu lassen sich diese beiden Ebenen unabhängig voneinander regeln, abgrenzen und revidieren.

Selbstverständlich ist es einer Gemeinde unbenommen, die beiden Ebenen, Nutzung einerseits sowie Ortsbild- und Landschaftspflege andererseits, aus Gründen der Lesbarkeit in gesonderten Plänen darzustellen. Allerdings darf diese neue Darstellung nicht dazu führen, dass Gestaltungsvorgaben für Ortskernbereiche oder andere sensible Gebiete mit der neuen Darstellungsweise unterlaufen werden. Das heisst, dass auf die Beibehaltung oder Ausscheidung von Dorf-, Kern-, und Erhaltungszonen etc. nur verzichtet werden darf, wenn im Gegenzug die entsprechende Überlagerung mit Vorgaben zur Ortsbild- und Landschaftspflege vorgenommen wird. 

	
	Zonenplan

	Im Hinweisplan und gegebenenfalls im Inventarplan sind Gebiete und Objekte mit Bau- und Nutzungsbeschränkungen dargestellt, die grundeigentümer- oder behördenverbindlich sind; welche jedoch nicht im Rahmen der baurechtlichen Grundordnung erlassen werden. Diese Gebiete und Objekte sind von der Baubewilligungsbehörde zwingend ebenfalls zu beachten und zu berücksichtigen. Werden nicht alle Inhalte aus dem Inventarplan in den Zonen- oder Hinweisplan übernommen, ist dies in der Legende entsprechend zu vermerken.

Kleinere Gemeinden, die nur wenig differenzierte Inhalte in ihre Pläne aufnehmen, werden auf einen speziellen Hinweisplan verzichten. Dessen Inhalte lassen sich in diesem Fall – als Hinweise bezeichnet – auch im Zonenplan darstellen.

Ohnehin werden – wie bis anhin – die Hinweise auf die öffentliche Verkehrsfläche, den Wald, die Gewässer und die Gemeindegrenze der besseren Lesbarkeit des Planes zuliebe nicht nur im Hinweisplan sondern auch im Zonenplan dargestellt, vgl. dazu

· Musterlegenden Zonenplan und Hinweisplan

· Erläuterungen zum Hinweisplan in der Beilage B1 zum MBR 2006.


	
	Hinweisplan, Inventarplan


	Datenmodell digitaler Zonenplan


	
	

	Gemäss Art. 61 Abs. 6 BauG und Art. 120a BauV müssen die Gemeinden bei einer Gesamtrevision ihrer baurechtlichen Grundordnung und bei Teilrevisionen, welche den Umfang des Baugebietes neu festlegen, den Zonenplan auch in digitalisierter Form zur Genehmigung einreichen. Dafür haben das AGR und das Amt für Geoinformation (AGI) in Zusammenarbeit mit privaten Planern und Geometern das Datenmodell digitaler Zonenplan erarbeitet. 

Die Inhalte der Zonenplanung lassen sich mit der klaren Datenstruktur einfach, effizient und einheitlich erfassen. Es entsteht eine verbindliche Plangrundlage, die ohne grossen Aufwand immer auf dem neuesten Stand gehalten werden kann. Zudem werden massgerechte Pläne erstellt, die mit der Vermessung übereinstimmen.

Mit dem Datenmodell wird der Datenaustausch zwischen Gemeinden, Planern, Geometern sowie Dritten vereinfacht. Digitale Zonenpläne, basierend auf dem Datenmodell, bilden auch die Grundlage für kommunale oder regionale Internet-Lösungen oder andere Übersichten.

Das Datenmodell steht im Geoportal des Kantons zur Verfügung (www.be.ch/geoportal 
--> Datenmodelle/Check-Services --> Datenmodelle --> DM.10-Npl-BE). Dort ist auch eine Empfehlung zu finden, wie der Zonenplan aufgrund des Musterbaureglements dargestellt werden kann.

Das Datenmodell ist in der GIS-Datenbeschreibungs-/Austauschsprache INTERLIS 1 geschrieben. Mit einer DXF-Schnittstelle mit einheitlicher Layerdefinition und einer optimierten DXF-Importfunktion für Vectorworks wird sichergestellt, dass es auch von Planungsbüros angewendet werden kann, die mit CAD-Systemen arbeiten.

Weitere Informationen zum Datenmodell und zur Umsetzung von Art. 120a BauV sind in der BSIG Nr. 7/721.0/1.7 vom 15. September 2009 zu finden.
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